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Fakten und Argumente 

Unser Tipp  zu   Silvester: 

Jetzt NOCH MAL RICHTIG VOLLLAUFEN LASSEN. 

WEG Mrr DIESER Ä K.O.STEUER CDU 

Unser 
Grossflächen- 
plakat zur 
Aktion am 
29.12. 2000 

Bundesweiter Aktionstag am 
13. Januar gegen die Ökosteuer 

Damit es nicht noch schlim- 
mer kommt, als Rot-Grün 
es für den 1. Januar ohne- 
hin vorsieht: Die CDU wird 
•hre Kampagne gegen die 
Ökosteuer fortsetzen. 

Nach dem 3. Tiefschlag 
sind der 4. und 5. auch schon 
beschlossene Sache. Gene- 
ralsekretär Laurenz Meyer: • 

Unsere letzte Aktion war ein 
Erfolg. • Die CDU hat in der 
öffentlichen Meinung durch- 
gesetzt: Schröders so ge- 
nannte Ökoteuer ist eine reine 
K.O:-Steuer. 

Am 29. Dezember geht es 
weiter: mit dem Generalse- 
kretär in Berlin und mit einer 

(Fortsezung Seite 2) 

Frohe 
Weihnachten und 

ein glückliches 
und erfolgreiches 

neues Jahr! 

Die nächste UiD- 
Ausgabe erscheint 

am 18. Januar 2001. 



1 AKTION   GEGEN   DIE   ÖKOSTEUER 

Fortsetzung von Seite I 
gemeinsamen Aktion der 
Spitzenkandidaten der CDU 
Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz, mit Mini- 
sterpräsident Erwin Teufel 
und dem Landesvorsitzen- 
den Christoph Bohr. 

Unser Motto: Noch 
mal vollaufen lassen 

Die Aktion wird vor einer 
Tankstelle oder auf einem 
belebten öffentlichen Platz 
stattfinden - mit der Vertei- 
lung von Benzinkanistern an 
die Autofahrer. Motto: „Un- 
ser Tipp zu Silvester Jetzt 
noch mal richtig vollaufen 
las sen.''' 

Laurenz Meyer: „Im 
nächsten Jahr wird die Kam- 
pagne durch einen bundes- 
weiten Aktionstag aller 
CDU-Verbände fortgesetzt. 
Dieser Aktionstag wird am 
13. Januar 2001 stattfinden." 

Einzelheiten zur 
Kampagne und 
Vorstellung der 

Materialien: 
Seite 22 - 23 

K.O.-STEUER-WERBUNG 

2 Millionen Mark für nichts 
Noch vor Weihnachten 

hat die Regierung Schröder 
ein neues Märchen aufge- 
tischt. Zwei Millionen 
Mark Steuergelder sind es 
dem Finanzminister Eichel 
wert, die wenigen, die noch 
an eine gerechte rot-grüne 
Steuerpolitik glauben wol- 

len, bei der Stange zu hal- 
ten. Zwei weitere Millio- 
nen, die der Bürger an der 
Tanksäule zahlen muss. So 
teuer, wie die Kampagne 
ist, so billig ist die Politik, 
die damit verkauft werden 
soll. Die Realität sieht doch 
eher so aus: 

CDU 

Die Idee, den kleinen Leuten 
Märchen zu erzählen, gibt es seit 

langem. Die dritte Stufe der 
Ökosteuer gibt es ab Januar 2001 

WEG MIT DIESER •* K. 0. STEUER 

CDU gratuliert George W. Bush 
Zu den amerikanischen 
Präsidentschaftswahlen er- 
klärte Angela Merkel: 

Wir freuen uns über die 
Wahl von George W. Bush 
zum Präsidenten der Verei- 
nigten Staaten. Mit ihm wird 
ein Vertreter unserer Part- 
nerpartei in der Internationa- 
len Demokratischen Union, 

der Republikanischen Par- 
tei, in das Weiße Haus ein- 
ziehen. Wir wünschen ihm 
für die Aufgaben, die vor 
ihm liegen, viel Erfolg und 
Gottes Segen. - Wir haben 
die Rolle republikanischer 
Präsidenten bei Überwin- 
dung der Teilung Deutsch- 
lands nicht vergessen. 
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EUROPäISCHER   RAT   IN   NIZZA 

FRIEDRICH   MERZ   UND   MICHAEL   GLOS: 

Gipfel der Besitzstandswahrer 
Zu den Ergebnissen des 
Europäischen Rates in Niz- 
za erklärten der Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion und der 
erste stellvertretende Vor- 
sitzende: 

Der Europäische Rat von 
Nizza hat die in ihn gesetzten 
Erwartungen nur zum Teil 
erfüllt. Gemessen an der 
Dauer der Verhandlungen 
wurde nur ein Minimaler- 
gebnis erzielt. Damit ist auch 
das Versprechen der Eu- 
ropäischen Union, bis zum 1. 
Januar 2003 die notwendigen 
institutionellen Reformen 
für die Aufnahme neuer Mit- 
glieder durchzuführen, nicht 
vollständig eingelöst. 

Von Solidarität nur 
wenig zu spüren 

Der Erweiterungsfahr- 
plan kann eingehalten wer- 
den, auch wenn in Nizza 
wichtige Aufgaben unerle- 
digt geblieben sind und wir 
erneut von „left-overs" spre- 
chen müssen. Nachbesse- 
rungen sind unverzichtbar. 
Dies gilt für die in Nizzazum 
Teil schlecht gelösten insti- 
tutionellen Fragen,aberauch 
für die Reform der Struktur- 
und Agrarpolitik. 

Unzureichend ist ins- 
besondere das Ergebnis 
bei der Ausweitung von 
Mehrheitsentscheidun- 
gen, wo sich einmal 
mehr die bisherigen EU- 
Mitglieder als Besitz- 
standswahrer ihrer natio- F. 
nalen Privilegien erwie- 
sen haben. Obwohl von den 
über 70 bisher der Einstim- 
migkeit unterworfenen Arti- 
keln des EG-Vertrages ein 
beträchtlicher Teil in die 
Mehrheitsentscheidung 
überführt wurde, sind poli- 
tisch wichtige Bereiche wie 
die Strukturpolitik und die 
Asyl- und Migrationspolitik 
in der Einstimmigkeit ver- 
blieben. Von Solidarität un- 
ter den Mitgliedsstaaten war 
in Nizza nur wenig zu spüren. 
Auch in der Frage der Stim- 
menwägung wurde das Re- 
formziel verfehlt. Die dop- 
pelte Mehrheit, die einen op- 
timalen Interessenausgleich 
zwischen den großen und 
kleinen Mitgliedstaaten gesi- 
chert und zugleich die demo- 
kratische Legitimität der Ent- 
scheidungen im Ministerrat 
erhöht hätte, wurde zugun- 
sten eines unehrlichen Kom- 
promisses aufgegeben. Die 
Abstimmungen im Rat wer- 
den noch komplizierter und 
noch weniger transparent. 

Men M. Glos 

Gespannte Beziehungen 
zwischen Berlin und 

Paris 

Dass das Ergebnis von 
Nizza insgesamt so dürftig 
ausgefallen ist, hat auch mit 
dem fehlenden Engagement 
der Bundesregierung bei der 
Regierungskonferenz und 
mit dem schlechten Zustand 
der politischen Beziehun- 
gen zwischen den Regierun- 
gen in Paris und Berlin zu 
tun. Hinzu kommen falsche 
Signale, die die Stimmenge- 
wichtung im Ministerrat zur 
Prestigeangelegenheit für 
Deutschland und Frankreich 
gemacht haben. Dies gilt für 
die Äußerungen von Bun- 
deskanzler Schröder in der 
vergangenen Woche im 
Deutschen Bundestag zur 
Reform der Stimmen- 
gewichtung ebenso wie für 
die unmittelbar folgende, 
schroffe Reaktion des fran- 
zösischen Staatspräsidenten 
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'EUROPäISCHER   RAT  IN   NIZZA 

Chirac. Beide hatten nicht 
den europäischen Erfolg, 
sondern ausschließlich die 
Bedienung innenpolischer 
oder gar persönlicher Inter- 
essen im Visier. 

Die unvollständige 
Reform auf einer 
Folgekonferenz 

fortsetzen 

Wir begrüßen gleich- 
wohl auch die positiven Er- 
gebnisse des EU-Gipfels. 
Hierzu gehört die Verständi- 
gung auf einen EU-Kom- 
missar je Mitgliedsland und 
eine Begrenzung der Anzahl 
der EU-Kommissare im 
Zuge der Erweiterung. Die 
feierliche Unterzeichnung 
der Grundrechtscharta ist 
ein wichtiger Schritt auf 
dem Weg zu einem Europäi- 
schen Verfassungsvertrag, 
der zugleich die Abgren- 
zung der Kompetenzen neu 
regeln muss. Mit der Ver- 
einfachung der sogenannten 
„verstärkten Zusammenar- 
beit" können Integrations- 
fortschritte erreicht werden, 
auch wenn nicht alle EU- 
Mitgliedstaaten mitmachen. 

Die unvollständige EU- 
Reform muss in einer Folge- 
konferenz fortgesetzt wer- 
den, damit Europa nicht in 
eine Krise gerät. Hierfür hat 
es in Nizza ein klares Man- 
dat   gegeben.   Die   CDU/ 

ANGELA   MERKEL 

Prozess der Ost-Erweiterung 
nicht mehr umkehrbar 

Mit diesem Satz kommen- 
tierte die Parteivorsit- 
zende das Ergebnis des 
Gipfels in Nizza. Gleich- 
zeitig stellte sie fest, dass 
die EU-Staats- und Regie- 
rungschefs nur einen „Mi- 
nimalkonsens" erreicht 
hätten. 

Ausdrücklich begrüßte 
Angela Merkel die Prokla- 
mation der europäischen 
Grundrechtecharta. Außer- 
dem wertete sie die künftige 
Stimmengewichtung im Mi- 
nisterrat und die Berücksich- 
tigung der Bevölkerungs- 
zahlen bei der Zusammen- 
setzung des Europäischen 
Parlaments als Erfolg. Aller- 
dings sei die CDU „nicht da- 
mit zufrieden, dass Mehr- 
heitsentscheidungen nur in 
wenigen Bereichen durch- 

CSU-Bundestagsfraktion 
fordert die Bundesregierung 
auf, mit den Arbeiten an ei- 
nem europäischen Verfas- 
sungsvertrag einschließlich 
einer Durchforstung und 
klaren Regelung der EU- 
Kompetenzen umgehend zu 
beginnen. Die europäische 
Agenda duldet keinen Auf- 
schub. Neben dem Verfas- 

gesetzt wurden". Deshalb 
würden sich die Finanzver- 
handlungen innerhalb der 
EU in Zukunft noch schwie- 
riger gestalten, wie bereits 
der Berliner Gipfel und die 
Verhandlungen zur Agenda 
2000 gezeigt hätten. 

Insgesamt vollziehe sich 
der Fortschritt aber im 
Schneckentempo. „Mehr 
Mut und mehr Weitsicht sind 
notwendig", um den Prozess 
der EU-Erweiterung gestal- 
ten zu können. Positiv regi- 
strierte Angela Merkel, dass 
sich CDU und CSU mit ihrer 
Forderung nach einer Regie- 
rungskonferenz über die 
Kompetenzverteilung 
durchgesetzt hätten. Aller- 
dings liege der Beginn dieser 
Regierungskonferenz im 
Jahr 2004 „recht spät". 

sungsvertrag muss auch die 
Erweiterung konkret voran- 
gebracht, müssen die Ge- 
meinschaftspolitiken, insbe- 
sondere die Agrar- und 
Strukturpolitik neu justiert 
werden. Die schwedische 
und belgische Ratspräsident- 
schaft im Jahr 2001 müssen 
fortsetzen, was in Nizza un- 
erledigt geblieben ist.     UI5 
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ENERGIE-PROGRAMM 

BUNDESVORSTAND: 

Neue Energie für Deutschland 
Anlässlich der Verabschie- 
dung des energiepoliti- 
schen Programms „ Maxi- 
men für eine zukunftsori- 
entierte Energiepolitik im 
21. Jahrhundert" erklärte 
der Bundesvorstand am 
4. Dezember: 

Energie und Mobilität 
sind für ein Industrieland 
wie Deutschland von vitaler 
Bedeutung. Zusammen mit 
einer möglichst wenig bela- 
steten Umwelt sind sie 
Grundlage für unsere Le- 
bensqualität und unseren 
wirtschaftlichen Erfolg. 
Energiepolitik ist deshalb 
ein entscheidendes Hand- 
lungsfeld für die Zukunft. 
Auch die Sorge um das 
Weltklima zeigt, dass es 
darauf ankommt, heute die 
Weichen für morgen zu stel- 
len. 

Sicherheit, Preiswürdig- 
keit und Umweltverträglich- 
keit sind die Grundanforde- 
rungen, an denen sich jede 
Energiepolitik ausrichten 
muss. Deshalb brauchen wir 
auch künftig einen ausgewo- 
genen, am Wettbewerb ori- 
entieren Energiemix. 

Der allein aus ideologi- 
schen Motiven heraus betrie- 
bene Atomausstieg und die 
familienfeindliche und unge- 
rechte „Ökosteuer" auf der 

einen Seite, die Einschnitte 
bei der Erforschung zu- 
kunftsfähiger Energieerzeu- 
gung auf der anderen Seite 
belegen: Die rot-grüne Bun- 
desregierung versagt in Sa- 
chen Energie, Umweltschutz 
und Mobilität auf breiter 
Front. 

«MUUpii 

m 
nachhaltig 

I 

.— 

 . 

sicher 
effizient 

"Umweltschonen 

zukunftsoffen 
••'-"--••••• 

Allein die Tatsache, dass 
gerade der Öffentliche Nah- 
verkehr durch die „Öko- 
steuer" erheblich verteuert 
und damit für die Bürger un- 
attraktiver wurde, ist dafür 
der beste Beweis. Während 
die noch von der CDU-ge- 
führten Bundesregierung 
durchgesetzte Liberalisie- 
rung des Strommarktes die 
Bürgerum 15 Mrd. Mark ent- 
lastet hat, wird diese Entla- 
stung durch die „Öko"- 
/Stromsteuer von Rot-Grün 
mehr als aufgewogen. An- 
stelle von Umwelt-, Energie- 

und Mobilitätspolitik be- 
treibt die Bundesregierung 
lediglich eine Politik der Er- 
höhung von Staatseinnah- 
men. 
• Die Bundesregierung be- 
schränkt sich auf den Aus- 
stieg aus der Atomkraft und 
auf die Belastung der Men- 

schen durch Abgaben und 
höhere Steuern, die aus- 
drücklich nicht der Umwelt 
zugute kommen. 
• Anstatt die Energiefor- 
schung in Deutschland zu 
intensivieren, ist der Etat 
einschneidend       gekürzt 
worden. Damit versündigt 
sich Rot-Grün an der tech- 
nologischen       Zukunfts- 
fähigkeit Deutschlands, an 
seinen    volkswirtschaftli- 

chen Chancen und den Le- 
benschancen   der   nachfol- 
genden Generationen. 
• Die Bundesregierung setzt 
auf eine interventionistische 
Politik: Importverbote, Er- 
haltungssubventionen, Aus- 
bausubventionen für Kraft- 
Wärme-Kopplung in einer 
Zeit des Strukturwandels und 
des Abbaus von Überkapa- 
zitäten. 
• Wettbewerb, Staatsferne 
und Subventionsfreiheit 
werden ersetzt durch Ab- 
schöpfung der Wettbe- 
werbsgewinne in Form einer 

UID 40/2000 -5 



1 EN E R GIE-PROGRAMM 

Steuer auf Strom, Gas und 
Kraftstoffe und eine nicht 
wettbewerbsorientierte För- 
derpolitik. 
• Im Bereich (Gebäude-) 
Wärme fehlen politische In- 
novationen. Gefahr droht 
vom „Strom für Wärme"- 
Verbot durch Trittin in der 
Energieeinsparverordnung. 
• Mit der „Ökosteuer" 
nimmt Rot-Grün den Bür- 
gern das Geld, das besser in 
Maßnahmen zur Energie- 
einsparung investiert würde. 
• Es gibt kein Gesamtkon- 
zept in der Verkehrspolitik - 
stattdessen zusätzliche Bela- 
stungen für die Verkehrsteil- 
nehmer. 

Unsere energiepoliti- 
sche Initiative soll die 

Zukunftsfähigkeit 
Deutschlands erhöhen 

Unser Ziel ist es, Schad- 
stoffemissionen massiv zu 
verringern und gleichzeitig 
die Lebensqualität und Mo- 
bilität der Menschen in 
Deutschland zu erhöhen. Nur 
beides zusammen ist wirkli- 
cher Fortschritt. Verzicht auf 
Komfort und Mobilität sind 
kein gangbarer Weg für ein 
hochentwickeltes Industrie- 
land wie Deutschland. Wir 
setzen auf marktwirtschaftli- 
che, innovative Lösungen, 
um Lebensstandard und 
Nachhaltigkeit  auf  hohem 

technologischen Niveau mit- 
einander zu vereinbaren. 

Die CDU fordert fünf 
konkrete Maßnahmen zur Si- 
cherung zukunftsfähiger En- 
ergieversorgung und Mobi- 
lität in Deutschland: 
• Eine einheitliche eu- 
ropäische Regelung für die 
Förderung von Energie- 
trägern 

Anstelle einer nationa- 
len Subventionierung ein- 
zelner Energieträger brau- 
chen wir mittelfristig eine 
europäische Gesamtstrate- 
gie zur Energieversorgung. 
Energieversorgungssicher- 
heit und Importabhängig- 
keit kann im Europa der Zu- 
kunft nicht mehr national 
definiert werden. Es muss 
erstens strategisch festge- 
legt werden, in welchem 
Maße sich Europa zukünf- 
tig Importabhängigkeiten 
leisten kann und leisten 
will. In einem zweiten 
Schritt ist zu bestimmen, 
welche Energieträger 
(Kohle, Kernenergie, rege- 
nerative Energien etc.) das 
gewünschte Maß an autar- 
ker Energieversorgung ge- 
währleisten sollen. 

Um Spielräume für die 
nationale Energieversor- 
gung zu erhalten, sollten die 
Länder in Europa für 15 Pro- 
zent der Stromversorgung ei- 
gene Finanzierungs- bzw. 
Subventionsmaßnahmen er- 
greifen können. 

Darüber hinaus gehende 
Anteile an importunabhängi- 
ger Energieversorgung, die 
aus europäischer Sicht not- 
wendig sind, sollten aus EU- 
Fördertöpfen finanziert wer- 
den. Hierbei ist die jeweils 
kostengünstigste Energiebe- 
reitstellung entscheidendes 
Kriterium für die Auswahl 
der jeweiligen Förderstand- 
orte und Fördermengen. 
• Eine aktive, wettbewerb- 
liche Förderpolitik für er- 
neuerbare Energien 

Staatliche Förderpolitik 
darf sich nicht in bloßen Sub- 
ventionen erschöpfen, son- 
dern muss Anreize für die be- 
sten Lösungen geben. Des- 
halb muss Wettbewerbsaus- 
schreibungen der Vorzug ge- 
geben werden gegenüber der 
einseitigen Festlegung für 
eine bestimmte Technologie 
(z.B. Kraft-Wärme-Kopp- 
lung). 

Für die Bundesrepublik 
Deutschland soll eine be- 
stimmte Summe festgelegt 
werden, die für alternative 
Energien zur Verfügung 
steht. Diese Summe wird 
aufgeteilt auf die einzelnen 
Energieträger. 

In Bieterwettbewerben 
sollen solche Projekte ge- 
prüft und ausgewählt wer- 
den, die den jeweils gering- 
sten Zuschuss für die Durch- 
führung ihrer Investitionen 
verlangen. Bei beschränkt 
vorhandenem Mitteleinsatz 
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gewährleistet dieses Modell 
eine hohe technische Effi- 
zienz, schafft mittelfristig 
wertschöpfungsintensive 
neue Arbeitsplätze und 
genügt den Forderungen der 
EU-Kommission nach 
Transparenz. Im Ergebnis 
werden so mehr regenera- 
tive Energien gefördert als 
beim bisherigen „Gießkan- 
nenprinzip". 
• Entschlossenheit und 
Ehrgeiz bei der Einfüh- 
rung C02-freier Technolo- 
gien in den Bereichen Au- 
tomobil und Gebäude-En- 
ergieversorgung 

Die Bundesregierung 
muss die Entwicklungen der 
Fahrzeug- und Haustechnik- 
industrie durch Anreize un- 
terstützen, um C02-freie An- 
triebs- und Energieversor- 
gungstechnologien so bald 
wie möglich wettbewerbs- 
fähig zu machen, damit wir 
unsere Klimaschutzziele er- 
reichen können. 

Wir fordern: 
• Im Jahr 2010 sollen 25%, 
im Jahr 2015 40% aller Neu- 
fahrzeuge CGyfrei angetrie- 
ben werden. Um die Umstel- 
lung auf C02-freie Kraft- 
stoffe zu unterstützen, spre- 
chen wir uns für eine befri- 
stete Befreiung von der Mi- 
neralölsteuer aus. 
• Die Brennstoffzelle soll 
bei Neubauten und Altbau- 
Modernisierungen als de- 
zentrale Strom- und Wärme- 

quelle auf breiter Front ein- 
geführt werden. 
• Ein Nachwuchspro- 
gramm für die deutsche 
Atomtechnologie, denn sie 
bleibt mittelfristig uner- 
setzlich. 

Die weitere Nutzung der 
Kernenergie ist aus Gründen 
der Versorgungssicherheit, 
insbesondere aber auch aus 
klima- und sicherheitspoliti- 
schen Gründen erforderlich: 

Wir brauchen das hohe si- 
cherheitstechnische Know- 
how Deutschlands für die im 
Zuge der EU-Osterweite- 
rung anstehende Nachrü- 
stung der dortigen Kernener- 
gieanlagen. Auch von Aus- 
stiegsbefürwortern ist unbe- 
stritten, dass das eigentliche 
Gefährdungspotential kern- 
technischer Anlagen nicht in 
Deutschland, sondern vor al- 
lem in den mittel- und osteu- 
ropäischen Staaten liegt. Ein 
Ende der Kernenergie in 
Deutschland bedeutete aber, 
dass wir den Einfluss auf die 
Sicherheitsstandards in die- 
sen Staaten mehr und mehr 
verlieren. 

Dabei müssen wir nicht 
zuletzt in unserem eigenen 
Sicherheitsinteresse alle 
Möglichkeiten nutzen, ältere 
Reaktoren russischer Bauart 
schnellstmöglich nach unse- 
ren Sicherheitsstandards auf- 
zurüsten. 

Ohne den Beitrag der 
klimaneutralen Kernenergie 

würden nicht nur die bisheri- 
gen Erfolge im Klimaschutz 
vollständig konterkariert, 
sondern zugleich unsere in- 
ternationalen Reduktions- 
verpflichtungen zunehmend 
unerreichbar. Deutschland 
würde sich von seiner inter- 
nationalen Vorreiterrolle im 
Klimaschutz verabschieden 
und entzöge sich seiner glo- 
balen Verantwortung in die- 
ser Frage. 
• Den Strukturwandel in 
Ost- und Westdeutschland 
fair gestalten 

Der anstehende Struktur- 
wandel im Braun- und Stein- 
kohlebergbau in Ost- und 
Westdeutschland muss in 
vergleichbarer Weise wirt- 
schafts- und sozialpolitisch 
flankiert werden. 

I'III'IBI 

Den vollen 
Wortlaut des 

Programms finden Sie 
als Dokumentation im 

Innenteil dieser 
Ausgabe und unter: 

www.cdu.de/infonet. 
Ebenfalls im 

Internet/Infonet: die 
gemeinsame Erklärung 

von Generalsekretär 
Laurenz Meyer und 
des Vorsitzenden 
des Bundesfach- 

ausschusses Umwelt 
und Energie, Kurt- 
Dieter Grill, zum 

Vorstandsbeschluss 
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VERBRAUCHERSCHUTZ 

TRANSPARENZ   UND   SICHERHEIT 

BSE muss europaweit 
wirkungsvoll bekämpft werden 

BSE ist eine Gehirner- 
krankung bei Rindern, die 
erstmals in den 80er Jah- 
ren in Großbritannien 
aufgetreten ist. Nach der- 
zeitigem Erkenntnisstand 
wurde die Krankheit 
durch die Verfütterung 
von nicht ausreichend ste- 
rilisiertem Tiermehl aus- 
gelöst. Ein Zusammen- 
hang mit einer neuen Vari- 
ante der Creutzfeldt-Ja- 
cob-Krankheit (Gehirn- 
krankheit beim Men- 
schen) kann nicht ausge- 
schlossen werden. Im 
Sinne eines vorbeugenden 
Verbraucherschutzes gilt 
es deshalb, BSE und die 
mit ihr verwandte Schaf- 
krankheit Scrapie konse- 
quent zu bekämpfen. 

BSE-Situation 
in Deutschland 

vergleichsweise günstig 

Die frühere CDU-ge- 
führte Bundesregierung hat 
sich als erste in Europa um 
die Bekämpfung von BSE 
gekümmert. Nicht zuletzt 
auf ihr Drängen hin wurde 
ein Schlachtprogramm in 
Großbritannien     durchge- 

führt, ein europaweites Ver- 
fütterungsverbot von Tier- 
mehl an Wiederkäuer erlas- 
sen und ein Exportverbot 
von Rindern und Rinderpro- 
dukten aus Großbritannien 
verhängt. In Deutschland 
hat sie für den Aufbau eines 
Kennzeichnungssystems 
für Rindfleisch und eines 
lückenlosen Herkunfts- 
nachweises gesorgt. Im Ge- 
gensatz zu Großbritannien, 
wo die Seuche ihren Aus- 
gangspunkt genommen hat 
und inzwischen fast 200.000 
Fälle aufgetreten sind, oder 
Ländern wie Frankreich, 
Schweiz, Portugal und Ir- 
land, in die die Seuche ver- 
schleppt wurde, ist die Si- 
tuation in Deutschland ver- 
gleichsweise günstig. Bis- 
her wurde lediglich ein Rind 
als BSE-positiv getestet. 
Trotzdem: wir dürfen kein 
Risiko eingehen - wir müs- 
sen noch mehr tun! 

Das Versagen von Rot- 
Grün: Hektik ohne 

Kopf und Sachverstand 

Seit dem Regierungs- 
wechsel hat sich die Situa- 
tion in der BSE-Bekämp- 

fungspolitik grundlegend 
geändert. 

Zunächst wurde von 
Rot-Grün überhaupt 
keine Verbraucher- 

schutzpolitik in Bezug 
auf BSE betrieben: 

• Bundeslandwirtschafts- 
minister Funke hat weder 
Herkunftsnachweis noch 
Etikettierung von Rind- 
fleisch, nicht einmal die 
Kennzeichnung von briti- 
schen Rindfleisch europa- 
weit durchgesetzt. 
• Bundesgesundheitsmini- 
sterin Fischer drängte die 
Länder im Frühjahr 2000, 
den Importstopp für briti- 
sches Rindfleisch aufzuhe- 
ben. Die Bedenken der CDU 
teilte sie nicht. 

Seit dem ersten positiven 
Testergebnis auf BSE in 
Deutschland herrschen 
kopflose Hektik und Chaos 
statt effizientem Krisenma- 
nagement. Die Verbraucher 
sind zutiefst verunsichert 
von immer neuen sich wi- 
dersprechenden Aussagen. 
• Zuerst ist Tiermehl ein si- 
cheres Futtermittel, dann 
wird Tabula rasa gemacht 
und alles ohne Differenzie- 
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rung und Sachverstand ver- 
boten: Tiermehl, Fischmehl 
und auch lebensmitteltaug- 
liche tierische Fette, die 
nichts mit BSE zu tun haben. 
Zum Teil steht eine bedarfs- 
gerechte Tierfütterung auf 
dem Spiel. In der Kälberfüt- 
terung gibt es echte Eng- 
pässe. 
• Auch die neuen nationa- 
len Vorschriften wurden 
weder von SPD-Landwirt- 
schaftsminister Funke noch 
von Bundeskanzler Schrö- 
der in Brüssel durchgesetzt. 
Die Folgen: keine Gewiss- 
heit für die deutschen Ver- 
braucher, aber große Nach- 
teile und Wettbewerbsver- 
zerrungen für die deutsche 
Landwirtschaft. 
• Die Kostenfrage ist nicht 
geklärt. Die verfügten Ver- 
fütterungsverbote für Tier- 
mehle und die angeordneten 
BSE-Tests verursachen Ko- 
sten in Millionen-, ja Milli- 
ardenhöhe. Die rot-grüne 
Bundesregierung will diese 
den Kreisen, Kommunen 
und Ländern, vor allem aber 
den Landwirten und den 
Verbrauchern aufdrücken. 
Sie will sich selbst schadfrei 
halten, obwohl sie durch ihre 
Politik Mitschuld an der der- 
zeitigen Situation hat. 
• Um vom eigenen Poli- 
tikversagen abzulenken, 
wird die Landwirtschaft ver- 
unglimpft. Zuerst hat Bun- 
deskanzler   Schröder   den 

kleineren landwirtschaftli- 
chen Betrieben notwendige 
Hilfen gestrichen und so den 
Garaus gemacht, jetzt be- 
klagt er lauthals die soge- 
nannte „Industrialisierung" 
der Landwirtschaft. Die 
Grünen wollen die Land- 
wirtschaft mit ihrer überhol- 
ten Ideologie von guten 
Ökobetrieben und schlech- 
ten konventionell wirtschaf- 
tenden Betrieben spalten. 
Mit Verbraucherschutz hat 
das nichts zu tun. 

CDU: Verbraucher- 
schutz an erster Stelle 

Vorsorgender Verbrau- 
cherschutz, Transparenz 
und Sicherheit sind die Leit- 
linien der CDU-Politik. 

Wir wollen Sicherheit für 
alle Verbraucher: für dieje- 
nigen, die sich regional vor 
Ort versorgen können, aber 
auch für diejenigen, die 
diese Möglichkeit in Groß- 
städten und Ballungsgebie- 
ten nicht haben, und auch für 
die, die außer Haus in Kanti- 
nen und Restaurants essen 
gehen. 

Alle BSE-Bekämp- 
fungsmaßnahmen müssen 
EU-einheitlich erfolgen. 
Nur so kann Sicherheit für 
die Verbraucher und Wett- 
bewerbsgleichheit für die 
Landwirtschaft erreicht 
werden. 

Konkret: 

• Exportverbote aus Län- 
dern, in denen BSE vermehrt 
vorkommt, vor allem von 
britischem Rind- und Schaf- 
fleisch. Um der Verschlep- 
pungsgefahr zu begegnen, 
sollten aus Ländern mit ver- 
mehrtem BSE-Aufkommen 
wie Frankreich, Portugal 
oder der Schweiz keine Rin- 
der und Schafe exportiert 
werden dürfen. Das Pro- 
blem muss an seiner Wurzel 
gepackt werden. 
• Europaweite BSE-Tests 
an allen Tieren, für die der 
Test aussagefähig ist. 
• Europaweites einheitli- 
ches Verfütterungsverbot 
von Tiermehl. 
• Konsequente Kontrollen 
und hartes Durchgreifen bei 
Verstößen gegen BSE- 
Schutzvorschriften. 
• Sofortige EU-weite Ein- 
führung der in Deutschland 
schon seit längerem prakti- 
zierten und seit 1.1.2001 
verbindlichen Etikettierung 
von Rindfleisch mit Her- 
kunftsnachweis. 
• Bekämpfung der ursäch- 
lich mit BSE zusammen- 
hängenden Schafkrankheit 
Scrapie. 
• Mehr Forschung auf 
dem Gebiet degenerativer 
Gehirnerkrankungen wie 
Creutzfeldt-Jacob und BSE, 
schnelle Klärung der Über- 
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HEINRICH-WILHELM   RONSÖHR 

Vorbeugung weitgehend blockiert 
Der vorbeugende Ver- 
braucherschutz ist zu ei- 
nem stumpfen Schwert 
geworden. Aufgrund der 
Rechtslage kann die Bun- 
desrepublik nur unzurei- 
chend gesetzgeberisch tä- 
tig werden. 

Sie kann nur die Grund- 
lage der eigenen Lebens- 
mittelproduktion festlegen, 
während sich die Kriterien, 
nach denen Lebensmittel 
außerhalb unseres Landes 
produziert werden, weitest- 
gehend der Bestimmung 
der deutschen Politik ent- 
ziehen. Dies ergibt sich aus 
dem sog. Diskriminie- 
rungsverbot. 

Der vorbeugende Ver- 
braucherschutz gerät somit 
immer wieder ins Rut- 
schen. Das ist auch jetzt bei 
der aktuellen BSE-Diskus- 
sion der Fall. Deutschland 
hat das Tiermehlfütte- 
rungsverbot bedeutend 
strenger gesetzlich festge- 

schrieben als alle anderen 
EU-Länder. Wenn das dem 
Schutz des Verbrauchers 
dient, wo bleibt dann ei- 
gentlich der Schutz des 
deutschen Verbrauchers 
vor Lebensmitteln aus an- 
deren EU-Ländern? Dort 
dürfen Tiere in einer Weise 
gefüttert werden, die bei 
uns zum Schutz des Ver- 
brauchers verboten ist. Da 
die Bundesrepublik sich 
mit Eiern, Geflügel- und 
Schweinefleisch nicht 
selbst versorgen kann, wer- 
den Nahrungsmittel aus 
dem Ausland importiert 
und hier verbraucht. 

Keine Waffengleichheit 

Die Landwirte machen 
zurecht darauf aufmerksam, 
dass bei den Produktionsbe- 
dingungen keine „Waffen- 
gleichheit" herrscht, ge- 
schweige denn, dass diese 

beim Verbraucherschutz 
durchgesetzt worden ist. 
Schließlich sind hier- 
zulande auch Autos nicht 
zugelassen, die nicht deut- 
schen Sicherheitsbestim- 
mungen entsprechen - 
wieso gilt dies nicht analog 
bei Lebensmitteln? 

Wer nach Deutschland 
Nahrungsmittel liefern 
will, muss doch wenigstens 
unseren Verbraucherschutz 
akzeptieren. Wenn die Bun- 
desregierung das nicht 
durchsetzen kann, dann 
sollte es der deutsche Le- 
bensmittelhandel tun. Dann 
stünde nicht mehr der Preis- 
kampf, sondern ein Qua- 
litätsmanagement im Vor- 
dergrund. Die deutschen 
Bauern sind in der Lage, 
dieses Qualitätsmanage- 
ment auch umzusetzen. Vor 
allem könnte dann Qua- 
litätskriterien auf dem 
Markt endlich umfassend 
Geltung verschafft werden. 

tragungswege und Weiter- 
entwicklung der Testver- 
fahren. 
• Mehr Informationen für 
den Landwirt über die zuge- 
kauften Futtermittel durch 
die sogenannte „offene De- 
klaration". 

• Finanzielle Kompensa- 
tion für die von der BSE- 
Krise betroffenen Land- 
wirte. Sie sind unschuldig 
am Auftreten von BSE und 
haben - da die rot-grüne 
Bundesregierung die in 
Deutschland       erlassenen 

Vorschriften weder in Be- 
zug auf BSE-Tests noch hin- 
sichtlich der Tiermehlver- 
fütterung EU-weit durchge- 
setzt hat - erheblich höhere 
Kosten, als ihre Berufskol- 
legen in den Nachbarstaaten 
tragen müssen. UD 

10-UID 40/2000 



CDU/CDU-INITIATIVE ' 

FRIEDRICH   MERZ  UND   NORBERT  RöTTGEN: 

Gläserne Parteifinanzen- 
Eckpunkte einer Reform 

Das folgende Papier 
(gekürzt) wurde in der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion in Abstimmung 
mit den beiden Parteien 
CDU und CSU erarbeitet: 

Eine der Grundfesten der 
parlamentarischen Demokra- 
tie ist das Vertrauen der Be- 
völkerung in die politischen 
Parteien. Darum gebietet un- 
sere Verfassung den Parteien, 
über die Herkunft und Ver- 
wendung ihrer Mittel sowie 
über ihr Vermögen öffentlich 
Rechenschaft zu geben. Ziel 
dieses Transparenzgebotes 
ist es, den Wählern eine ob- 
jektive und unbeeinflusste 
Wahlentscheidung zu ermög- 
lichen. Diese sollen sich ein 
realistisches Bild von den po- 
litischen Parteien machen 
können. Sie sollen wissen, 
welche - auch finanziellen - 
Interessen hinter einer Partei 
stehen. Dem Parteiengesetz 
kommt die Aufgabe zu, dieses 
Gebot unserer Verfassung, 
das für die demokratische 
Willensbildung von eminen- 
ter Wichtigkeit ist, konse- 
quent umzusetzen. Der Ge- 
setzgeber ist dieser Aufgabe 
bislang nicht in hinreichen- 
dem Maße nachgekommen. 
Die   CDU-Parteispendenaf- 

färe und das von der SPD bis 
ins kleinste Detail betriebene 
System der Vermögensver- 
schleierung haben gezeigt, 
dass das Parteiengesetz auch 
in seiner jetzigen Form ekla- 
tante Schwächen aufweist. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion ist sich des enor- 
men Vertrauensverlustes, 
den die Parteispendenaffäre 
bei den Wählern ausgelöst 
hat, bewusst. Wir sehen uns 
daher in der Pflicht, dieses 
verlorene Vertrauen zurück- 
zugewinnen. Ein wichtiger 
Schritt auf diesem Weg ist es, 
ein starkes Parteiengesetz zu 
schaffen, das geeignet ist, sol- 
chen und anderen Verstößen 
für die Zukunft effektiv vor- 
zubeugen und den Wählern 
ein wirklichkeitsgetreues 
Bild der politischen Parteien 
zu verschaffen. Das bedeutet: 

Klarheit der 
Rechnungslegung 

Art und Weise der Rech- 
nungslegung müssen den Par- 
teien im Parteiengesetz ein- 
deutig und unmissverständ- 
lich vorgegeben werden. 
Schlupflöcher, Grauzonen, 
weite    Auslegungsmöglich- 

keiten und Interpretations- 
spielräume sind fehl am Platz. 
Adressat der Rechenschafts- 
berichte ist der Wähler und 
nichtderBilanzfachmann. An 
dieser Maxime müssen sich 
Klarheit und Umfang der ent- 
haltenen Informationen ori- 
entieren. Die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion wird sich 
daher für folgendeseinsetzen: 
• detaillierte und transpa- 
renzgerechte Richtlinien 
für die Rechnungslegung 
• differenzierte Kategori- 
sierung von Einnahmen-, 
Ausgaben- und Vermö- 
genspositionen 
• größenordnungsabhän- 
gige Einzelausweispflicht 
• Verbot Quersaldierung 
• Erläuterungspflicht für 
nicht selbst erklärende Po- 
sitionen 
• Streichung der 5 % -Klau- 
sel für sonstige Einnahmen 
• Ausweis von Vermögens- 
werten mit dem Verkehrs- 
wert. 

Neutralität des 
eigenwirtschaftlichen 

Handelns 

Der Sonderstatus, den die 
Parteien in unserem Verfas- 

UID40/2(X)0- 11 



1 CDU/CDU-INITIATIVE 

sungsgefüge einnehmen, ge- 
bietet die Unterordnung und 
Neutralität ihres wirtschaftli- 
chen Handelns. Hauptziel ei- 
ner Partei muss die unmittel- 
bare Einwirkung auf die poli- 
tische Willensbildung der Be- 
völkerung sein. Hierfür ist die 
persönliche, intellektuelle 
und finanzielle Bindung der 
Partei an Mitglieder und Bür- 
ger unverzichtbar. Wir halten 
daher für notwendig: 
• Begrenzung der wirt- 
schaftlichen Betätigung der 
Parteien 

Die verfassungsrechtli- 
chen Grenzen der wirtschaft- 
lichen Betätigung von Par- 
teien werden in der gegen- 
wärtigen Fassung des Partei- 
engesetzes nicht sichtbar. Der 
verfassungsrechtliche und 
politische Sinn dieser Grenze 
liegt darin, intransparente In- 
teressenverquickungen zu 
verhindern und die Rück- 
kopplung der Parteien an die 
Bürger zu gewährleisten. 
• Verbot des Besitzes, des 
Betreibens und der Beteili- 
gung an erwerbswirt- 
schaftlichen Tendenzbe- 
trieben 

Das wirtschaftliche Enga- 
gement von Parteien in Ten- 
denzbetrieben wie insbeson- 
dere Medienunternehmen 
eröffnet die Möglichkeit, in- 
direkt und vom Wähler und 
politischen Gegner unbe- 
merkt auf die politische Wil- 
lensbildung Einfluss zu neh- 

men. Eine strikte Trennung 
zwischen Parteien und Me- 
dien ist rechtlich und politisch 
geboten. Der politische Ge- 
staltungsauftrag der Parteien 
und die öffentliche Kontroll- 
funktion der Medien dürfen 
nicht verwischt werden. Par- 
teieigene Publikationen, die 
direkt und erkennbar in der 
politischen Arbeit der Par- 
teien eingesetzt werden, sind 
selbstverständlich zulässig. 

Unabhängigkeit der Ent- 
scheidungsfindung 

Spenden sind eine wesent- 
liche Einnahmequelle der im 
Bundestag vertretenen politi- 
schen Parteien. Diese bürger- 
schaftliche Form der Partei- 
enfinanzierung trägt neben 
der Finanzierung durch Mit- 
gliedsbeiträge zu der recht- 
lich und politisch gebotenen 
Rückkopplung der Parteien 
an die Bürger bei. Wegen die- 
ser wichtigen Funktion dür- 
fen Spenden aber schon dem 
Anschein nach die Unabhän- 
gigkeit staatlicher Entschei- 
dungsfindung nicht beein- 
trächtigen. Auf die Einhal- 
tung des Transparenzgebotes 
ist besonderes Augenmerk zu 
richten. Die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion setzt sich da- 
her für folgendes ein: 
• Verbot der Annahme 
nachträglicher Einfluss- 
spenden 

Bisher untersagt das Par- 
teiengesetz lediglich die An- 
nahme solcher Spenden, die 
im Vorfeld einer Entschei- 
dung in Erwartung eines Vor- 
teils, nicht aber solcher, die - 
nach Erhalt des Vorteils - 
nachträglich gewährt werden. 
• Verbot der Spendenan- 
nahme von überwiegend 
staatseigenen Unterneh- 
men 

Spenden von Unterneh- 
men, die überwiegend im Ei- 
gentum der öffentlichen 
Hand stehen, stellen eine ver- 
deckte Form der staatlichen 
Parteienfinanzierung dar, die 
gerade nicht die erwünschte 
Bindung zwischen Partei und 
Bürger repräsentiert, sondern 
eine unerwünschte Vermen- 
gung zwischen Staat und Par- 
tei entstehen lässt. Die Fi- 
nanz- und Beitragsordnung 
der CDU verbietet deren An- 
nahme daher bereits in ihrer 
jetzigen Fassung. 
• Verbot der Annahme von 
Barspenden über Euro 
1.000 

Herkunft und Weg von 
Barspenden sind aufgrund 
des gewählten Zahlungs- 
weges auch bei ordnungs- 
gemäßer Verbuchung nur 
schwer nachvollziehbar. Die 
Annahme von Barspenden, 
die einen Höchstbetrag von 
1000 Euro überschreiten, ist 
daher gesetzlich zu verbieten. 
• Verbot der Annahme von 
Direktspenden 
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Direktspenden an Man- 
datsträger oder Kandidaten, 
diebei diesen verbleiben, sind 
der Kontrolle entzogen. Des- 
halb sehen die Finanzstatute 
von CDU und CSU vor, dass 
Mandatsträger und Kandida- 
ten Spenden unverzüglich 
und unmittelbar an die Partei 
weiterleiten. 

Chancengleichheit 

Die staatliche Parteienfi- 
nanzierung geht von der 
falschen Prämisse aus, dass 
die Eigenfinanzierung aller 
politischen Parteien in erster 
Linie über Mitgliedsbeiträge 
und Spenden erfolgt. Vermö- 
gen und Einnahmen aus Wirt- 
schaftstätigkeit der Parteien 
bleiben außer Betracht. Da- 
mit gefährdet die staatliche 
Parteienfinanzierung in ihrer 
aktuellen Form die Chancen- 
gleichheit zwischen den Par- 
teien. Notwendig ist daher 
eine 
• Erweiterung der Bezugs- 
punkte der staatlichen Par- 
teienfinanzierung 

Die staatliche Finanzie- 
rung der Parteien richtet sich 
neben deren Erfolg bei 
Wahlen nach der Summe der 
Mitgliedsbeiträge sowie dem 
Umfang der von ihr erworbe- 
nen Spenden (§1812 PartG). 
Der Grundsatz der abgestuf- 
ten Chancengleichheit soll 
dabei verhindern, dass das po- 

litische Kräftegewicht zwi- 
schen den Parteien verscho- 
ben wird. 

Kontrolle 

Die CDU-Parteispenden- 
affäre und die Vermögens- 
verschleierung der SPD sind 
nicht ans Licht der Öffent- 
lichkeit gelangt, weil die 
Kontrollmechanismen des 
Parteiengesetzes funktioniert 
haben. Diese Kontrollmecha- 
nismen haben versagt. Aus 
Sicht der CDU ist daher künf- 
tig unerlässlich: 
• Sicherstellung der Prü- 
fungsunabhängigkeit 

§ 31 PartG soll die partei- 
unabhängige Prüfung der Re- 
chenschaftsberichte durch 
die Wirtschaftsprüfer sicher- 
stellen. Ungeachtet dieser 
Vorschrift können politisch- 
personelle Verpflechtungen 
zwischen den zu prüfenden 
Parteien und den Wirt- 
schaftsprüfern nicht ausge- 
schlossen werden. Im Sinne 
einer vorbeugenden Rege- 
lung sollte das Parteiengesetz 
daher vorsehen, das derselbe 
Wirtschaftsprüfer oder die- 
selbe Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft eine Partei nur in 
maximal 5 aufeinanderfol- 
genden Jahren prüfen darf. 
• neutrale Zweitprüfung 
bei konkreten Anhalts- 
punkten für ein Fehlverhal- 
ten 

Die Zweitprüfung durch 
den Bundestagspräsidenten 
ist in ihrer jetzigen Form eine 
reine Plausibilitätsprüfung 
auf Grundlage der vorgeleg- 
ten Unterlagen. Darüber hin- 
aus haben die konkurrieren- 
den Parteien nach der gelten- 
den Gesetzeslage keine Mög- 
lichkeit, ihrer Meinung nach 
fehlerhaft unterbliebenes 
Einschreiten des Bundestags- 
präsidenten zu beanstanden. 

Sanktion 

Das Parteiengesetz sieht 
zur Zeit nur zwei Sanktio- 
nen - für den nicht rechtzeitig 
eingegangenen Rechen- 
schaftsbericht und für rechts- 
widrig erlangte bzw. nicht 
ordnungsgemäß veröffent- 
lichte Spenden - vor. Andere 
Verstöße gegen das Parteien- 
gesetz bleiben nach dem 
Wortlaut des Gesetzes sankti- 
onslos. Dies ist unzureichend 
und systematisch falsch. Not- 
wendig ist: 
• Einführung eines abge- 
stuften Sanktionensystems 

In das Parteiengesetz ist 
ein abgestufter Sanktionen- 
katalog aufzunehmen, der 
sich auf die den Parteien auf- 
erlegten Pflichten bezieht und 
nach der Schwere der Verlet- 
zung differenziert. 

OITR/J 
Voller Wortlaut: www. 
cducsu.bundestag.de 
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Ein Kongress über die Zukunft 

Fast 200 Studenten aus 
dem ganzen Bundesgebiet 
trafen sich am ersten Ad- 
ventswochenende in den 
Fraktionsräumen der 
CDU/CSU im Berliner 
Reichstag, um über tech- 
nologische Trends und 
ihre Auswirkungen auf 
Bildung, Wirtschaft, Poli- 
tik und Gesellschaft mit 
Experten zu diskutieren. 

Veranstaltet wurde der 
Kongress vom Ring Christ- 
lich-Demokratischer Stu- 
denten (RCDS) zusammen 
mit der CDU/CSU-Fraktion 
im Deutschen Bundestag. 

Rot-Grün: alles andere 
als zukunftsorientiert 

Für die beiden Plenarvor- 
träge am Samstag und Sonn- 
tag kamen Generalsekretär 

Laurenz Mayer und 
der parlamentari- 
sche Geschäftsfüh- 
rer der Fraktion, 
Hans-Peter Repnik, 
zu uns. Klarer Tenor 
von beiden: Die mo- 
mentane Politik der 
rot-grünen Bundes- 
regierung ist alles 
andere als zukunft- 
sorientiert. Egal ob 
Ökosteuer, Renten- 

reform oder Bildungspoli- 
tik: das Handeln der Regie- 
rung ist mehr von kurzfristi- 
gen Stimmungen als von ei- 
nem zukunftsgerichteten 
Konzept gekennzeichnet. 

In insgesamt acht Foren 
in drei Themenblöcken und 
mit insgesamt fast 30 Refe- 
renten wurden an beiden Ta- 
gen Fachfragen mit den Ex- 
perten diskutiert. Der The- 
menblock „Technologische 
Trends" befasste sich mit 

den Themen Informations- 
technologie, Energie und 
Gentechnik, der Themen- 
block „Veränderungen in 
Wirtschaft und Arbeits weit" 
fragte nach Arbeitsplatz, 
Wirtschaft und nach der 
Ausbildung von Morgen. 
Am Sonntag ging es um die 
Herausforderungen für das 
politische System. Hier 
wurde nach der Zukunft der 
Demokratie in Deutschland 
und den zukünftigen Struk- 
turen in der EU gefragt. 

Große Veränderungen 
werden die nächsten 

Jahre prägen 

Obwohl es schwierig ist, 
hier einzelne Foren heraus- 
zugreifen, waren es vor al- 
lem die Eindrücke und Be- 
richte von jungen Unterneh- 
mern aus der Internet- und 
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Biotechbranche, die deut- 
lich machten, wie stark die 
Veränderungen in Wirt- 
schafts- und Arbeitswelt 
auch noch die nächsten 
Jahre prägen werden. Das 
international besetzte Euro- 
paforum in englischer Spra- 
che begeisterte vor allem 
durch die kontroverse Dis- 
kussion zwischen dem kon- 
servativen britischen Abge- 
ordneten William Cash, 
dem ehemaligen polnischen 
Unterhändler für den EU- 
Beitritt, Piotr Nowina-Ko- 
nopka, dem Vorsitzenden 
des Europa-Ausschusses im 
Bundestag, Friedbert Pflü- 
ger, und dem Chairman un- 
seres europäischen Dach- 
verbandes „European De- 
mocratic Students", Gustav 
Casparsson, aus Schweden. 

Kein Grund für Ängste 

Für jeden Teilnehmer 
war eines deutlich : Die 
heutigen technologischen 
Revolutionen werden ähn- 
lich gravierend sein wie die 
der industriellen Revolu- 
tion. Dies ist kein Grund für 
Zukunftsängste. Für Poli- 
tik und Gesellschaft blei- 
ben genügend Gestaltungs- 
möglichkeiten, wenn die 
Herausforderung ange- 
nommen wird. 

Tagungsband: RCDS- 
Bildungs- und Sozial- 

werk e.V., Paul- 
Lincke-Ufer 8b, 

10999 Berlin E-Mail: 
buvo@rcds.de 

PRÄVENTION hat als 
Mittel der Kriminalitäts- 
bekämpfung einen hohen 
Stellenwert. Im 4. Bericht 
des hessischen Lan- 
despräventionsrat kommt 
das zum Ausdruck. Justiz- 
minister Wagner: „Die 
Kriminalität muss be- 
kämpft werden, bevor sie 
entsteht." Dabei habe die 
Zusammenarbeit von Be- 
hörden, Kirchen und Ver- 
bänden bewiesen, dass es 
gelingen kann, entschei- 
dende Schritte der Prä- 
vention gemeinsam zu ge- 
hen. Beispiele: Konflikt- 
schlichtungsmodelle an 
hessischen Schulen, Sport- 
projekte und das Siche- 
rungssystem FEIN (Fried- 
berger Eigentums-Identi- 
fizierungs-Nummer). 

Dezemberfieber wird 
es in Berlin dieses Jahr 
nicht geben. Dafür hat 
Finanzsenator Kurth ge- 
sorgt. Gemeint ist der 
bei Behörden verbreitete 
„Brauch", vor Jahresende 
schnell noch vorhandenes 
Geld auch für sinnlose 
Anschaffungen auszuge- 
ben, um Etatkürzungen 
im nächsten Jahr zu ver- 
meiden. Alle Ausgaben, 
die nicht gesetzlich vor- 
geschrieben sind, müssen 
ab sofort von der Finanz- 
verwaltung genehmigt 
werden. 
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SCHRÖDER 

Ein Retter, der 
nicht rettet 

Gerhard Schröder ist mit 
seiner Politik der schnellen 
Eingriffe an einem toten 
Punkt angekommen. Zumei- 
nen wegen der Entfernungs- 
pauschale. Sie ist ein Ver- 
falls-Produkt der letzten 
Kanzler-Intervention. Jetzt 
geht es um BSE. Wieder ein- 
mal führt der Kanzler sein 
Tat-Theater auf haut auf 
den Tisch und spricht Kraft- 
Worte. Aber was geschieht 
wirklich? Man verbietet per 
Schnellgesetz die Verfütte- 
rung von Tiermehl, was 
nicht viel bringt, weil es 
schon bisher verboten war, 
das Zeug an Rinder zu ver- 
füttern. 

Beide Beispiele - BSE und 
Entfernungspauschale - zei- 
gen die Grenzen einer kurz- 
atm igen, in terven tion isti- 
schen Politik. Schnell 
durchgreifen kann eine Re- 
gierung nur, wenn sie sehr, 
sehr stark ist. Schröders Ad- 
hoc-Entscheidungen     sind 

aber selten von Dauer, nie 
nachhaltig. 

Jetzt, da des Kanzlers 
Tat-Theater nur noch zum 
Lachen reizt, wäre es viel- 
leicht an der Zeit, im Kanz- 
leramt mal über Nachhaltig- 
keit nachzudenken: über die 
der Politik. Ein Versprechen 
muss gelten, eine Rettung 
muss retten und eine Tat 
muss Folgen haben. Sonst 
verlieren die Bürger irgend- 
wann den Respekt vor der 
Politik.     Der Tagesspiegel 

ÖKOSTEUER 

Ins Gegenteil verkehrt 

Den Unmut vieler Auto- 
fahrer über die Ökosteuer 
mag die geplante Entfer- 
nungspauschale ja besänfti- 
gen. Die Ungereimtheiten 
dieser jährlich steigenden 
Zwangsabgabe auf den En- 
ergieverbrauch werden da- 
durch jedoch bis ins Bizarre 
vergrößert. Die Grundidee, 
mit der Sondersteuer zu- 
gleich Umweltbelastungen 
zu verteuern und Arbeitsko- 
sten zu verringern, mag für 
manchen ihren Charme ha- 

ben. Dem haben sich einst 
auchführende Unionspoliti- 
ker nicht entziehen können. 
Doch zum Schutz der Ex- 
portwirtschaft wurde so- 
gleich ein Ausnahmekatalog 
geschaffen, mit dessen Hilfe 
gerade die größten Strom- 
verbraucher durch eine auf- 
wendige Finanzbürokratie 
von der Zahlung freigestellt 
worden sind. Nun sollen 
auch noch die Fernpendler 
beim Fiskus einen Sonder- 
rabatt erhalten. Das ur- 
sprüngliche Ziel, einen 
sparsamen Umgang mit 
knappen Ressourcen zu för- 
dern und Beeinträchtigun- 
gen von Mensch und Natur 
zu mindern, wird damit nun 
auch auf Verbraucherseite 
ins Gegenteil verkehrt. 

Frankfurter Allgemeine 

BetrVG 

Denkfehler 

Fast alle Nachbarländer 
loben die Mitbestimmung in 
Deutschland. Aber daran, sie 
ihrerseits einzuführen, den- 
ken sie nicht. Der Grund, der 
etwa   in   Frankreich   und 
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Großbritannien für diese Zö- 
gerlichkeit genannt wird, 
mag befremdlich klingen: 
Die beiden Seiten, Arbeitge- 
ber und Beschäftigte, stün- 
den sich noch zu feindselig 
oder zumindest misstrauisch 
gegenüber, als dass mit Be- 
triebsverfassungsgesetzen 
eine erfolgversprechende 
Plattform der Zusammenar- 
beit geschaffen werden 
könne. „Beieuch in Deutsch- 
land", so kommt das Lob von 
jenseits des Rheins, „ ist das 
Arbeitsklima eben besser." 
Was im Ausland selbstkri- 
tisch erkannt wird, erhellt die 
Fragwürdigkeit dessen, was 
Bundesarbeitsminister Wal- 
ter Riester mit seinem Ent- 
wurf eines neuen Betriebs- 
verfassungsgesetzes an- 
strebt. Funktioniert ein Be- 
triebsrat erst dann, wenn im 
Betrieb eine leidlich gute At- 
mosphäre herrscht - warum 
braucht man dann ein Ge- 
setz, das einen Betriebsrat 
vorschreibt? Und ist das Ar- 
beitsklima in Deutschland 
schon lobenswert - warum 
baut Riester den Betriebsrat 
dann so aus, als wolle er dem 
Arbeitgeber eine Aufsichts- 
behörde in die Werkshalle 
setzen?       Rheinische Post 

Regulierungswut 

Seit Monaten schon wird 
über die Gesetzespläne der 
Bundesregierung zum Aus- 
bau der betrieblichen Mit- 
bestimmung spekuliert. Nun 
liegen die Vorschläge des 
Arbeitsministers auf dem 
Tisch - und die Unternehmer 
sehen sich in ihren schlimm- 
sten Vorahnungen bestätigt. 
Die Machtbalance inner- 
halb der Betriebe wird deut- 
lich zu Gunsten der Gewerk- 
schaften verschoben. Die 
SPD erfüllt damit ihren 
natürlichen Verbündeten ei- 
nen Herzenswunsch - ohne 
Rücksicht auf den Schaden 
für den Standort Deutsch- 
land. In einer globalisierten 
Welt ist die Fähigkeit zu 
schnellen Entscheidungen 
für Unternehmen eine Über- 
lebensfrage. Aufgeblähte 
Betriebsräte dienen keines- 
wegs der Modernisierung, 
sondern bergen die Gefahr 
von Verzögerungen. Hinzu 
kommen die zusätzlichen 
Kosten, die den Unterneh- 
men mit dem neuen Gesetz 
aufgebürdet werden. Die 
Novelle des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes ist ein weite- 

rer Schritt der rot-grünen 
Koalition zur Regulierung 
am Arbeitsmarkt.  Die Welt 

ASYLANTEN 

Ohne Konzept 

Asylbewerber dürfen ih- 
ren Lebensunterhalt selbst 
verdienen. Eigentlich eine 
Selbstverständlichkeit. Denn 
wer arbeiten kann und einen 
Job findet, sollte nicht dem 
Sozialamt auf der Tasche 
liegen. Die einjährige War- 
tezeit macht dabei keinen er- 
kennbaren Sinn. Neben den 
Sozialversicherungen, die 
mit jährlichen Zusatzein- 
nahmen von 1,3 Milliarden 
Mark rechnen, freut sich vor 
allem das Dienstleistungs- 
gewerbe über die neue Ver- 
ordnung. Deutsche Arbeits- 
kräfte sind für viele Jobs bei- 
spielsweise in der Nied- 
riglohnbranche Gastrono- 
mie nicht zu haben. Dennoch 
ist auch die neue Verord- 
nung ähnlich wie die Green- 
card kein wirklicher Schritt 
nach vorn in der Einwande- 
rungspolitik. 

Sächsische Zeitung 
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MEDIEN 

WENN   SIE  STELLUNG   NEHMEN   WOLLEN 

Die Adressen der Rundfunk- 
und Fernsehanstalten 

• ARD-Zuschauer- 
redaktion 

Arnulfstr. 42 
80335 München 
Tel.-Nr. 089-5900-3344 
Fax-Nr. 089-5900-3249 
E-Mail: info@ARD.de 

• Arte-Zuschauerdienst 
2A, rue de la Fonderie 
F-67080 Strasbourg Cedex 
Tel.-Nr. 0033-3 88-142255 
Fax-Nr. 0033-3 88-142160 
E-Mail:   communication© 
arte-tv.com 

• Bayerischer Rundfunk 
Rundfunkplatz 1 
80335 München 
Tel.-Nr. 089-59-01 
Fax-Nr. 089-59-00-3275 
E-Mail: Zuschauerredaktion 
@br-online.de 

• DeutschlandRadio, 
Berlin 

Hans-Rosenthal-Platz 
10825 Berin 
Tel.-Nr. 030-85 03-0 
Fax-Nr. 030-8503-61 68 
E-Mail:    deutschlandradio 
berlin@dradio.de 

• Deutscher Presserat 
Postfach 7160 
53071 Bonn 
Tel.-Nr. 0228-98572-0 

SCHREIBEN   SIE! 

Eine Reihe von Lesern hat 
den Wunsch geäußert, die- 
se Adressen zusammen- 
zustellen. Letzter Anlass: 
in der vorigen UiD-Aus- 
gabe die Stellungnahme 
des medienpolitischen 
Sprechers der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion Lam- 
mert zur Ingo Apelt Show 
in Pro 7, die sich mit dem 
Thema „Was wir Kindern 
mögen und was wir an 
ihnen hassen" befasst. 
Was Lammert dazu sagt, 
trifft die weit verbreitete 
Verärgerung über Ge- 
schmacklosigkeiten im 
Fernsehen. Damit Wider- 
sprüche ihre Wirkung tun, 
sollten sie von vielen an- 
deren bei den Sendern 
eingehen. Es geht nicht 
nur um Unterhaltung, 
sondern auch um Politik. 

Fax-Nr. 02 28-9 85 72-99 
E-Mail: info@presserat.de 

• 3sat 
ZDF-Straße 1 
55100 Mainz 
Tel.-Nr. 06131-701 
Fax-Nr. 0613 17-09090 

E-Mail: info@3sat.de 

• Deutsche Welle TV 
Voltastraße 6 
13355 Berlin 
Tel.-Nr. 030-46460 
Fax-Nr. 030-4631-998 
E-Mail: online@dwelle.de 

• Freiwillige Selbstkon- 
trolle Fernsehen e.V. 

Lützow Straße 33 
10785 Berlin 
Tel.-Nr. 030-23 08 36-0 
Fax-Nr. 030-23 08 36-70 
E-Mail: info@fsf.de 

• Hessischer Rundfunk 
Bertramstraße 8 
60320 Frankfurt 
Tel.-Nr. 069-1551 
Fax-Nr. 069-155 29 00 
E-Mail: Publikumsservice® 
hr.de 

-MDR 
Kantstraße 71-73 
04275 Leipzig 
Tel.-Nr. 0341-3000 
Fax-Nr. 03 41-3 00 67 89 
E-Mail: Zuschauerredaktion 
@ mdr.de 

• NDR-Programm- 
direktion Fernsehen 

Gazellenkamp 57 
22504 Hamburg 
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WAHLTERMINE 

Tel.-Nr. 040-41 56-0 
Fax-Nr. 040-44 7602 
E-Mail: info@ndrvt.de 

• N-TV Berlin 
Taubenstraße 1 
10117 Berlin 
Tel.-Nr. 030-20 1900 
Fax-Nr. 030-20 19 05 05 
E-Mail: info@n-tv.de 

• ORB 
Marlene-Dietrich-Allee 3 
14482 Potsdam 
Tel.-Nr. 0331-731-3620 
Fax-Nr. 03 31-7 31-36 24 
E-Mail: orbonline@orb.de 

• Phoenix 
Langer Graben weg 45-47 
53175 Bonn 
Tel.-Nr. 01802-82 17 
Fax-Nr. 01802-82 13 
E-Mail: phoenix@zdf.de 

• Pro Sieben Media AG 
Medienallee 7 
85774 Unterföhring 
Tel.-Nr. 089-95 07-10 
Fax-Nr. 089-9507-1122 
E-Mail: info@prosieben.com 

• RTL Television GmbH 
Aachener Straße 1036 
50858 Köln 
Tel.-Nr. 02 21-4 56-0 
Fax-Nr. 0221-456-1690 
E-Mail: info@rtl.de 

• RTL II 
Bavariafilmplatz 7 
82031 Grünwald 
Tel.-Nr. 089-64 1850 

2 001  - 2002 - 2003 

Die Wähler entscheiden 

L 

2001 • 25.3.: Landtags- 
wahl Baden-Württem- 
berg (24.3.96) • 25.3.: 
Landtagswahl Rheinland- 
Pfalz (24.3.96) • Kom- 
munalwahl Niedersach- 
sen (15. 9.96) • 18.3.: 
Kommunalwahl Hessen 
(2.3.97) • Bürgerschafts- 
u. Bezirksversammlungs- 
wahl (21.9. 97) 
2002 • Kommunalwahl 
Bayern (10.3.96)-Kom- 
munalwahl Schleswig- 
Holstein    (22.3.98)     • 

Fax-Nr. 089-641 85-999 
E-Mail: empfang@rtl2.de 

• Sat 1 - Zuschauerservice 
Jägerstraße 32 
10117 Berlin 
Tel.-Nr. 030-2090-2848 
Fax-Nr. 030-2090-2848 
E-Mail: satinfo@satl.de 

• Südwestrundfunk 
Neckarstraße 230 
70190 Stuttgart 
Tel.-Nr. 07 11-9290 
Fax-Nr. 07 11-9292600 
E-Mail: tv@swr-online.de 

• SWR Funkhaus Mainz 
Am Fort Gonsenheim 139 
55122 Mainz 
Tel.-Nr. 061 31-929-0 
Fax-Nr. 061 31-929-2002 

Landtagswahl Sachsen- 
Anhalt (26.4.98) • Land- 
tagswahl Bayern (13.9. 
98) • Bundestagswahl 
(27.9.98) • Landtags- 
wahl Mecklenburg-Vor- 
pommern (27.9. 98) 
2003 • Landtagswahl 
Niedersachsen (1.3.98) • 
Kommunalwahl Bran- 
denburg (27.9.98) • 
Landtagswahl Hessen 
(7.2.99) • Bürgerschafts- 
wahl Bremen (6.6.99) 
* in Klammern: letzte Wahl 

E-Mail: tv@swr-online.de 

• VOX Film- und Fernse- 
hen GmbH & Co.KG 

Richard-Byrd-Straße 6 
50829 Köln 
Tel.-Nr. 0221-95340 
Fax-Nr. 0221-953-8000 
E-Mail: mail@vox.de 

• WDR Köln 
Appelhofplatz 1 
50667 Köln 
Tel.-Nr. 02 21-2 20-0 
Fax-Nr. 02 21-2 20-44 80 
E-Mail: osc@wdr.de 

• ZDF-Zuschauerservice 
55100 Mainz 
Tel.-Nr. 061 31-7021 61 
Fax-Nr. 061 31-7021 70 
E-Mail: info@zdf.de     UD 
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WAS   IHNEN   FüR   IHRE  ARBEIT  IMMER  ZUR  VERFüGUNG  STEHT 

z. B. Pateitagsreden, Beschlüsse und 
wichtige Diskussionpapiere 

DOKUM ENTE   VON 
PARTEITAGEN 

UND   „KLEINEN 
PARTEITAGEN" 

Bundesausschuss in 
Stuttgart (20. Novem- 
ber 2000) 
• Rede der Partei Vorsitzen- 
den Angela Merkel 
• „Aufbruch in die lernende 
Gesellschaft!" Bildungspo- 
litische Leitsätze, Beschluss 
des Bundesausschusses 
• Rede des Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Friedrich Merz 
• „Unser Leitbild ist die ler- 
nende Gesellschaft", Rede 
der stellvertretenden Vorsit- 
zenden, der baden-württem- 
bergischen Kultusministe- 
rin Annette Schavan 
• Bildungsvorsprung für 
Deutschland (Bildung und 
Internet), Entwurf für den 
Bundesvorstand der CDU 
• „Wir werden uns die Rü- 
peleien der SPD nicht länger 
gefallen lassen !" Rede von 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer in Stuttgart 
• Ergebnisse des ersten In- 
ternet-Parteitags der CDU 
zur Bildungspolitik 

13. Parteitag in Essen 
(9. bis 11. April 2000) 
• „Essener Erklärung", 
Beschluss des 13. Partei- 
tags 
• Bericht des Parteivorsit- 
zenden Wolfgang Schäuble 
(Auszug aus der Nieder- 
schrift des 13. Parteitags) 
• Bericht der Generalse- 
kretärin Angela Merkel 
(Auszug aus der Nieder- 
schrift) 
• Bericht des Bundes- 
schatzmeisters Matthias 
Wissmann (Auszug aus der 
Niederschrift) 
• „Reform der Parteiar- 
beit", Beschluss des 13. 
Parteitags 
• „Änderungen des Statuts 
und der Finanz- und Bei- 
tragsordnung   (FBO)   der 

CDU zur Reform des Fi- 
nanzmanagements", Be- 
schluss des 13. Parteitags 
• „Finanzielle Konsoli- 
dierung der Bundespartei", 
Beschluss des 13. Partei- 
tags 
• Änderungen des Statuts 
der CDU und der Ge- 
schäftsordnung der CDU in 
Bezug auf den Evangeli- 
schen Arbeitskreis der 
CDU/CSU (EAK), Be- 
schluss des 13. Parteitags 
• Sonstige Beschlüsse 

Bundesausschuss in 
Berlin (13. Dezember 
1999) 
• Bericht des Partei vorsit- 
zenden Wolfgang Schäuble 
(Auszug aus der Nieder- 
schrift) 
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Bundesausschuss in Stuttgart (20. Novtmbw 2000) 

Rede der Partei»ofsitzenden der CDU Deutschlands, 
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H „Aufbruch in die lernende Gesellschaft!", 
Bildungspolibsche Leitsätze. 
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• Bericht der Generalse- 
kretärin Angela Merkel 
(Auszug aus der Nieder- 
schrift) 
• Lust auf Familie, Lust 
auf Verantwortung, Be- 
schluss des Bundesaus- 
schusses am 13. Dezember 
1999 in Berlin 

12. Parteitag in Er- 
furt (25. bis 27. April 
1999) 
• „Erfurter Leitsätze", Be- 
schluss des 12. Parteitags 
• „Europa muss man rich- 
tig machen", Beschluss des 
12. Parteitags 
• „Ein neuer Aufbruch in 
der Union", Bericht von 
Wolfgang Schäuble 
• „Europa muss man rich- 
tig machen", Einführung in 
den europapolitischen An- 
trag, vorgestellt von Vol- 
ker Rühe 

10. Parteitag Bremen 
(17. bis 19. Mai 1998) 
• „Zukunftsprogramm", 
Beschluss des 10. Partei- 
tags 

5. Parteitag in Ham- 
burg (21. bis 23. Fe- 
bruar 1994) 
• „Grundsatzprogramm 
der CDU", Beschluss des 5. 
Parteitags 

UlTH/M 

Im Internet unter www. 
cdu.de (Politik A-Z 

UID   IM   INFONET 

UD 
WIR-GESELLSCHAFT 

Im Mai haben wir dem 
UiD ein neues Gesicht ge- 
geben   und   gleichzeitig 
damit    begonnen,    das 
Printmedium mit unse- 
ren    online-Informatio- 
nen zu verknüpfen. 
Merkmal 
dieser Ver- 
knüpfung: 
Die      http- 
Hinweiseim 
Kästchen 
am Ende der 
Artikel, 
wenn       es 
noch     wei- 
tere Einzel- 
heiten    gibt 
oder    volle 
Wortlaute. 
Dass    auch 
jede UiD-Ausgabe online 
zur Verfügung steht, wis- 
sen immer noch nicht alle. 
Und noch weniger wissen, 
wie sie dran kommen. 

DISKUSSIONS- 

PAPIERE 

• Starke Bürger. Starker 
Staat. Zur Fortentwicklung 
unserer gesellschaftlichen 
und gesamtstaatlichen Ord- 
nung, Vorlage der CDU-Prä- 
sidiumskommission unter 
Christa Thoben „Spielraum 
für kleine Einheiten" 

Hier deshalb der Weg zum 
UiD im Infonet: 
• Wählen Sie an: www. 
cdu.de/infonet 
• Geben Sie an: Name und 
Kennwort. Wenn Sie noch 
keins  haben,  lassen  Sie 

sich eins von 
-- -      Frau      Goi 

.. ...:::;•,.'.:     geben: 
Tel. 02226- 
8020. 
• Gehen Sie 
auf der Me- 
nü-Leiste 
links      auf 
„Aktuell/ 
Neue Texte" 
oder   direkt 
in   „Politik/ 
UiD". 
Unter „Neue 

Texte" finden Sie die je- 
weils   neueste   UiD-Aus- 
gabe, unter „Politik" alle 
anderen   Ausgaben,   die 
vorher erschienen sind. 

• Arbeitsgrundlage für die 
Zuwanderungs-Kommission 
der CDU, die unter Fe- 
derführung des saarländi- 
scher Ministerpräsidenten 
Peter Müller und des stell- 
vertretenden Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion für das Ressort In- 
nen- und Rechtspolitik, 
Wolfgang Bosbach, erstellt 
wurde UD 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Aktion „Weg mit dieser Ökosteuer" 
Das sind die aktuellen Materialien zur 
ÖK.O.-Steuer-Akion am 29.12.2000 

Jetzt NOCH MAL RICHTIG 
VOLLLAUFEN LASSEN. 

Plakat 
DIN AO und DIN Al 

Sie können diese 
Materialien mit 
dem Bestellschein 
auf der Seite 23 
bestellen. 

WEG MIT DIESER S(K.O.STEUER CDU 

Flugblatt 

Jetzt NOCH MAL 
VOLLLAUFEN LASSEN. 

* 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Aktion 
„Weg mit dieser Öko-Steuer" 

Bestellschein 
Greven & Bechtold GmbH 
Herrn Reisch 
Sigurd-Greven-Strasse 

50354 Hürth 

Tel.: 02233/690051 
Fax: 02233/690059 

WICHTIGER HINWEIS! 

Wer bis 12.00 Uhr bestellt. 
wird am Folgetag bis 16.00 Uhr 

die Lieferung erhalten. 

Jetzt'NOCH MAL RICHTIG 
VOLLLAUFENLASSEN. 

CDU 

Absender / KV-Nr. 

Rechnungsanschrift 

CDU-VarOand 

Straft« 

PLZ, Ort' 

Ltofsranschrift (<** DKM «jentscr.) 

CDU Verband 

Anapfacnpartnar 

Straft* 

PLZ Ort 

Tal-Nr 

Bestellun 

Plakat DIN A0 

Preis: 13.00 DM/je 10 Expl 

Plakat DIN A1 

Preis: 11,50 DM / je 20 Expl 

Flugblatt DIN A4 

Preis: 14,50 DM / je 100 Expl, 

Expl. 

Expl. 

Expl. 

Alle Preise sind zzgl. MwSt. und Porto 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Passend zum Thema Ökosteuer- 
Unsere Kerzenstumpen „100% ÖK.O.-Steuer-frei 

4 

Bestell-Nr. 9700 

Preis: 48-DM 
je Mischpackung (24 St.) 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS- Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 02524/911310 

e-mail: 
cdu-shop @ bertelsmann.de 


